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Die unterschiedliche Besteuerung von Be-
amtenpensionen und Renten aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung (GRV) ist
mit dem Gleichheitssatz des Artikel 3 Ab-
satz 1 Grundgesetz nicht vereinbar. Dies
ist die Kernaussage des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts vom 6. März
2002.1 Der Gesetzgeber wird in diesem
Urteil verpflichtet, spätestens mit Wirkung
zum 1. Januar 2005 eine neue, das Ur-
teil berücksichtigende Regelung zu tref-
fen. Ohne im Einzelnen auf dieses Urteil
und die steuerrechtlichen Implikationen
einzugehen, soll im Folgenden dargelegt
werden, wie eine Neuregelung aussehen
könnte. Dabei wird von dem Grundsatz
der Vermeidung einer Doppelbesteuerung
ausgegangen. Auf die finanziellen Aus-
wirkungen der möglichen Neuregelungen
wird hier nicht im Detail eingegangen, da
zum einen die Vorschläge nur im Hinblick
auf ihre Vereinbarkeit mit dem Bundes-
verfassungsgerichtsurteil gemacht wer-
den sollen, zum anderen erfordert eine ge-
naue Darlegung der finanziellen Konse-
quenzen umfangreiche Berechnungen auf
einer detailgetreuen Datengrundlage.
Letztere sollen hier nicht im Vordergrund
stehen, zumal das Bundesverfassungs-
gericht eine neue Regelung unabhängig
von finanziellen Auswirkungen auf den
Staatshaushalt anmahnt; gleichwohl wä-
re eine Grobabschätzung der anfäng-
lichen Mindereinnahmen im Bereich der
Einkommensteuer denkbar. Eine genaue
Schätzung ist auch deshalb problema-
tisch, da bei weiteren Einkünften der mög-
liche Progressionseffekt der Steuerpflicht
der Renten auch im Bereich der durch-
schnittlichen bzw. unterdurchschnittlichen
Renten nur schwer beziffert werden kann.
An dieser Stelle sollen nicht noch einmal
die vor dem Bundesverfassungsgericht
vorgetragenen Argumente des Bundes-
finanzhofs sowie sachkundiger Dritter dis-
kutiert werden. Dennoch soll darauf hin-
gewiesen werden, dass bei der Anhörung
des Bundesverfassungsgerichts die ver-
fassungsrechtlichen Bedenken im Hin-
blick auf die Besteuerung von Renten und
Pensionen nur vom Verband Deutscher
Rentenversicherungsträger (VDR) nicht
gesehen wurden.2Ansonsten wurden die
verfassungsrechtlichen Bedenken geteilt,
wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß
und mit unterschiedlichen Konsequenzen
für die Besteuerung von Renten und Pen-
sionen. 
Im Weiteren sollen Ansätze zur stufen-
weisen Einführung der vollständigen
Steuerfreiheit der Beitragszahlungen der
sozialversicherungspflichtig beschäftig-
ten Arbeitnehmer im Zusammenhang mit




Ansätze zur zukünftigen Besteuerung der Renten aus
Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass die unterschiedliche Besteuerung von Be-
amtenpensionen und Renten nicht mit dem Gleichheitssatz des Grundgesetzes vereinbar ist. Die-
ser Feststellung folgend werden im Weiteren zunächst Ansätze zur Steuerfreistellung der Arbeit-
nehmerfreibeträge zur gesetzlichen Rentenversicherung und danach Ansätze zur vollen Besteue-
rung der Renten vorgestellt. Es zeigt sich, dass eine vollständig systemadäquate Lösung, d.h. Steu-
erfreistellung in der Beitragsphase und Besteuerung in der Rentenphase, nur in einem sehr lan-
gen Zeitraum zu realisieren ist. Vorgeschlagen werden letztlich zwei Ansätze, bei denen die Steu-
erfreistellung der Beiträge im Jahr 2005 beginnt und die Steuerpflicht der Renten im Jahr 2005
mit 50 bzw. mit 65% einsetzt und differenziert nach Rentenbestand und Rentenzugang innerhalb
eines Zeitraums von 35 bzw. 40 Jahren bis auf 100% erhöht wird. Damit einhergehend wird ein
dynamischer Versorgungsfreibetrag vorgeschlagen. 
* Prof. Dr. Eckart Bomsdorf lehrt und forscht an der
wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Fakultät
der Universität zu Köln.
1 Vgl. BVerfG, 2 BvL 17/99 vom 6. März 2002, Ab-
satz -Nr. 1–241, im Folgenden als BVerfG 2002 zi-
tiert. Mit der Frage der Besteuerung von Renten
beschäftigt sich eine Vielzahl von Autoren, vgl. bei-
spielsweise Schmähl (1998) sowie Peffekoven
(2000); Kroker und Fuest (2000); Wiegard (2000).
2 Vgl. BVerfG 2002, Abschnitte 161–169. Den aktu-
ellen Standpunkt des VDR nach dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts dürfte der Beitrag von
Brall et al. (2002) widerspiegeln. In diesem Beitrag
werden Rahmenbedingungen für die steuerliche
Behandlung von Beiträgen und Renten erarbeitet,
denen der hier vorgelegte Vorschlag weitgehend
genügt.Forschungsergebnisse
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Vollbesteuerung der GRV-Renten diskutiert
werden.3
Steuerfreiheit von Beiträgen und
Steuerpflicht von Renten
Bevor über die Steuerfreiheit von Beiträgen
und die volle Steuerpflicht von Renten ge-
sprochen werden kann, wäre zu klären, wie
gegenwärtig die Situation ist. Dabei ist ins-
besondere bei der Steuerfreiheit von Beiträ-
gen zur GRV zu unterscheiden zwischen in-
dividueller und typisierender oder durch-
schnittlicher Betrachtungsweise. Im Zu-
sammenhang mit der Anhörung vor dem
Bundesverfassungsgericht kam Rürup bei
typisierender Betrachtungsweise zu dem
Schluss, dass mindestens 70% der Beiträge aus unver-
steuertem Einkommen geleistet werden und dass ohne die
Gefahr einer Doppelbesteuerung GRV-Renten zu 65% zur
Besteuerung herangezogen werden könnten (vgl. BVerfG
2002, Abschnitt 169). Eine derartige Darstellung muss
zwangsläufig vernachlässigen, dass es Renten gibt, bei de-
nen ein deutlich höherer bzw. niedrigerer Anteil der Beiträ-
ge aus unversteuertem Einkommen kommt. 
Die folgenden Ansätze beziehen die Überlegung von Rürup
mit ein und verwenden teilweise die 65% als Ausgangspunkt
des Pfades zur Vollbesteuerung der Renten. Zunächst soll
es jedoch darum gehen zu prüfen, wie die Steuerfreiheit
der Arbeitnehmerbeiträge zur GRV – und analog organi-
sierter Versicherungsformen der Alterssicherung – mit der
Besteuerung des arbeitnehmerfinanzierten Rentenanteils
einhergehen kann. Der Einfachheit halber werden lineare An-
sätze in den Vordergrund gestellt, obwohl degressive oder
progressive denkbar sind. Dabei wird zunächst die Tatsa-
che nicht berücksichtigt, dass bereits heute bei vielen ein
Teil des Arbeitnehmerbeitrags aus unver-
steuertem Einkommen stammt.4
Es ist unmittelbar einsichtig, dass das Tem-
po bzw. der Zeitraum bis zur Vollbesteuerung
der Renten nicht mit dem Tempo bzw. dem
Zeitraum bis zur vollen Steuerfreistellung der
Beiträge übereinstimmen kann. Streng ge-
nommen können nur diejenigen Personen,
die während der gesamten Beitragszeit ihre
Beiträge aus unversteuertem Einkommen ge-
zahlt haben, auch voll zur Besteuerung hin-
zugezogen werden (vgl. auch Brall et al. 2002,
S. 433). Daher wird hier dem häufig gemachten Vorschlag,
Steuerfreistellung der Beiträge und Steuerpflicht der Renten
gleichermaßen bei 65% beginnen zu lassen und innerhalb
von 35 Jahren auf 100% zu steigern, nicht gefolgt.
Wird davon ausgegangen, dass nach 2004 beginnend mit
dem Jahr 2005 innerhalb von 5 (10, 15, 20, 25) Jahren eine
vollständige Steuerfreiheit der Arbeitnehmerbeiträge erreicht
werden soll, so ergeben sich bzgl. der Entwicklung der Steu-
erfreiheit der Beiträge die in Abbildung 1 dargestellten Gera-
den. In Formeln stellt sich dieser Ansatz wie folgt dar:
SFA = b · (t – 2004)    für t = 2005, 2006,..., 2004 + TS und b = 100
TS
mit
SFA Anteil der Arbeitnehmerbeiträge zur GRV, der steuer-
frei ist, in %,





3 Der Arbeitgeberanteil ist sowieso steuerfrei. 
4 Dies könnte durch eine Wahlmöglichkeit zwischen al-
tem und neuem Recht in einer Übergangsphase
berücksichtigt werden. Vgl. folgenden Abschnitt. 55. Jahrgang – ifo Schnelldienst 19/2002
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b jährliche Zunahme des steuerfreien An-
teils in Prozentpunkten bzw. Höhe der
Steuerfreiheit im Jahr 2005 in %.
Je nach Anzahl der Jahre innerhalb derer die
volle Steuerfreiheit der Arbeitnehmerbeiträ-
ge zur Rentenversicherung erreicht werden
soll, wird im Jahr 2005 mit einer Steuerfrei-
heit von 4 bis 20% begonnen. Wird von ei-
ner (durchschnittlichen) Beitragszeit von
35Jahren ausgegangen, so wäre streng ge-
nommen eine Vollbesteuerung der Renten,
wenn die in Abbildung 1 betrachteten Zeit-
räume zur Steuerfreistellung verwendet wer-
den, erst nach 40 (45, 50, 55, 60) Jahren ge-
rechtfertigt. Im Übrigen wären die bei der Be-
steuerung der Renten geltenden Prozent-
sätze auch nur auf die Rentenzugänge und
nicht auf den Rentenbestand anzuwenden. Abbildung 2 zeigt
– wiederum von einem linearen Ansatz ausgehend – die re-
sultierende Entwicklung der Steuerpflicht. Es gilt:
BA = c · (t – 2005)    für t = 2005, 2006,..., 2005 + TB  und c = 100
TB
mit
BA Anteil des zu versteuernden aus Arbeitnehmerbeiträ-
gen finanzierten Rententeils in %,
TB Anzahl der Jahre nach 2005 bis zur vollen Steuerpflicht
des aus Arbeitnehmerbeiträgen finanzierten Rententeils,
c jährliche Zunahme des steuerpflichtigen Anteils in Pro-
zentpunkten bzw. Höhe der Steuerpflicht im Jahr 2006
in %.
Selbst wenn bei der Steuerfreistellung von einer linearen Zu-
nahme ausgegangen wird, führt die Linearisierung bei der
Besteuerung anfänglich zu einer zu hohen Steuerpflicht beim
arbeitnehmerfinanzierten Rentenanteil. Abbildung 3 legt ver-
gleichend dar, wie eine die Entwicklung der Steuerfreistellung
der Beiträge berücksichtigende Besteuerung aussehen
müsste. Ausgegangen wird hierbei zunächst vom linearen
Ansatz und einer Vollbesteuerung der Renten nach
40 (45) Jahren, d.h. im Jahr 2045 (2050). Dem werden zwei
Kurven gegenübergestellt, bei denen ausgehend von einer
Steuerfreiheit der Beiträge nach fünf bzw. zehn Jahren eine
exakte, d.h. der Steuerfreiheit folgende Besteuerung von
Renten vorgesehen wird. Ausgangspunkt ist hierbei eine
durchschnittliche Beitragszeit von 35 Jahren. Die Vollbe-
steuerung setzt bei vollständiger Steuerfreiheit der Arbeit-
nehmerbeiträge nach fünf (zehn) Jahren beim exakten An-
satz nach 40 bzw. 45 Jahren ein.5Demgemäß sind die »exak-
ten« Kurven mit den Kurven beim linearen Ansatz bei einer
Vollbesteuerung nach 40 bzw. 45 Jahren zu vergleichen. 
Es zeigt sich, dass bei den zeitlich korrespondierenden Kur-
ven am Anfang die exakte Besteuerung unter der des linea-
ren Ansatzes liegt, in der zweiten Phase der Besteuerung liegt
sie leicht oberhalb, bis die Höhe der Steuerpflicht bei beiden
Kurven im selben Jahr bei 100% endet. Eine
in großen Teilen bessere Übereinstimmung der
korrespondierenden Kurven ließe sich einfach
dadurch erreichen, dass – wenn nicht das
exakte Modell gewählt wird – die Besteue-
rung erst zwei bzw. vier Jahre nach dem Be-
ginn der – teilweisen – Steuerfreiheit der Bei-
träge einsetzt und der Zeitpunkt des Beginns
der Vollbesteuerung erhalten bleibt. Die Ab-




5 Dabei wird in nichtdynamischer Betrachtung von 35
Beitragsjahren und von einer stabilen relativen Ein-
kommens- bzw. Beitragsposition ausgegangen; da-
mit stehen nicht die absoluten Beiträge, sondern indi-
rekt die erworbenen Entgeltpunkte als Bezugsgröße
im Vordergrund (vgl. auch Brall et al. 2002, S. 428 ff.).
Auf die formale Darstellung der Funktion sei hier ver-
zichtet.Forschungsergebnisse
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Übereinstimmen zwischen dem Zeitraum bis zur vollen Steu-
erfreistellung der Beiträge und dem Zeitraum bis zur Vollbe-
steuerung der Renten systematisch falsch wäre. Abbildung 4
schließlich fasst für zwei korrespondierende Fälle die linearen
Steuerfreistellungs- bzw. Besteuerungskurven zusammen.
Die bisherige idealisierende Betrachtungsweise soll durch ei-
ne stärker an den ökonomischen und politischen Realitäten
liegende ergänzt werden. Dies geschieht zunächst in Abbil-
dung 5 dadurch, dass ausgehend von einem ab 2005 gel-
tenden steuerpflichtigen Rentenanteil von 65% bei gleichzei-
tigem Einführen eines Versorgungsfreibetrags6 für GRV-Ren-
ten wie bei den Beamtenpensionen die Ent-
wicklung des zu versteuernden Rentenanteils
gemäß den vorangehenden Betrachtungen
fortgeschrieben wird.7Die verschiedenen Län-
gen der Zeiträume bis zur Vollbesteuerung kor-
respondieren mit den in Abbildung 1 be-
trachteten Zeiträumen bis zur vollständigen
Steuerfreistellung der Arbeitnehmerbeiträge.
Die Vollbesteuerung der Renten – genauer der
Rentenzugänge – setzt erst nach einem Zeit-
raum von 40 bis 60 Jahren ein. Dieser Zeit-
raum erscheint sehr lang – die Vollbesteue-
rung beginnt frühestens im Jahr 2050 –, wenn
er auch aus der Länge des Zeitraums bis zur
vollständigen Steuerbefreiung und der Bei-
tragszeit zu rechtfertigen wäre. Abbildung 6
enthält daher die vergleichbaren Kurven für die
Zeit bis zur Vollbesteuerung der Renten unter
der Maßgabe, dass diese zwischen 2030 und 2050 einsetzt,
der Zeitraum bis zur Vollbesteuerung würde sich damit nicht
mehr direkt aus der durchschnittlichen Beitragszeit, die oben
mit 35 Jahren angesetzt wurde, ergeben. 
BR = 65 + d · (t – 2005)    für t = 2005, 2006,..., 2005 + TR 
und d = 35
TR
mit
BR Anteil der zu versteuernden Rente in %,
TR Anzahl der Jahre nach 2005 bis zur vollen Steuer-
pflicht,
d jährliche Zunahme des steuerpflichtigen Anteils in Pro-
zentpunkten.
Nicht zuletzt aus politischen Gründen, aber auch aus Grün-
den des Vertrauensschutzes könnte es sinnvoll sein, die Be-
steuerung nicht gleich im Jahr 2005 bei 65% der Renten-
höhe, sondern bei nur 50% einsetzen zu las-
sen, dies würde gleichzeitig den durch die
Verkürzung der Zeit bis zur Vollbesteuerung
für die Rentenempfänger auftretenden po-




6 Der bisher für Betriebsrenten geltende Versorgungsfreibetrag könnte hier
mit einbezogen werden, zumal GRV-Rente und Betriebsrente vor allem vor
dem Hintergrund der Riesterrente zukünftig in jedem Fall als Gesamtver-
sorgung zu sehen sind. Die Tatsache, dass ein Teil der eine Betriebsren-
te beziehenden Personen den Versorgungsfreibetrag schon durch diese
Betriebsrente ausgeschöpft hat, steht dem nicht entgegen. Eine Lösung,
die allen nur Vorteile bringt, ist vor dem Hintergrund einer typisierenden
Betrachtungsweise nicht möglich. Allenfalls könnte hier durch Über-
gangsregelungen eine Abfederung erfolgen.
7 Hier wird auf die gesamte Rente, nicht nur auf den
arbeitnehmerfinanzierten Anteil Bezug genommen. Die
Steuerpflicht eines Rentenanteils von (bis zu) 65% gilt
für Rentenzugänge und Rentenbestand, die in der Gra-
phik dargelegte steigende Steuerpflicht nur für die Ren-
tenzugänge des jeweiligen Jahres. Wegen evt. Ab-
schläge bei der Rente und ggf. niedrigerer Ansprüche
ist es keinesfalls lohnend, den Rentenbezug vorzu-
ziehen, um einen niedrigeren zu versteuernden Ren-
tenanteil zu realisieren. Im Übrigen wäre es denkbar,
den zu versteuernden Anteil nicht nur vom Jahr, son-
dern auch vom Monat des erstmaligen Rentenbezugs
abhängig zu machen.
8 Prinzipiell können diese Werte – wie auch der Versor-
gungsfreibetrag – durch andere ersetzt werden, doch
erscheinen die angegebenen durchaus wohlbegrün-
det und praktikabel.55. Jahrgang – ifo Schnelldienst 19/2002
Forschungsergebnisse
Einen derartigen Vorschlag verdeutlicht Abbildung 7. Dort
wird davon ausgegangen, dass – bei entsprechendem Ver-
sorgungsfreibetrag – für alle Rentenempfänger im Jahr 2005
der zu versteuernde Anteil der Rente 50% beträgt, dieser
steigt bis 2010 linear auf 65%. Danach sollte die Besteue-
rung für die jeweiligen Rentenzugänge, nicht jedoch für den
Rentenbestand, zunehmen, so dass wie in Abbildung 6 in
den Jahren 2030 bzw. 2035, ..., 2050 die Vollbesteuerung
einsetzt. Im Endergebnis wird sie wie in dem in Abbildung 6
dargelegten Modell erreicht, der Weg dorthin beginnt jedoch
auf einem niedrigeren Ausgangsniveau, und er verläuft in
zwei linearen Stufen unterschiedlicher Steigung.
Eine Lösung
Nachdem oben modellhaft skizziert wurde, wie dem Urteil
des Bundesverfassungsgerichtes entsprochen werden könn-
te, soll an dieser Stelle ein konkreter Lösungsvorschlag ge-
macht werden. Dabei muss bei den Maßnahmen danach
unterschieden werden, welcher Personenkreis betroffen ist.
Die triviale Unterscheidung zwischen Beitragszahlern und
Rentenempfängern ist hierbei nicht ausreichend. Bei Letz-
teren muss zusätzlich nach Rentenbestand
und Rentenzugang unterschieden werden. 
Eine genau auf den Zeitraum bis zur vollen
Steuerfreistellung der Beiträge abgestimm-
tes Vorgehen bei der Besteuerung der Ren-
ten würde zum einen zu einer komplizierte-
ren Regelung mit einem langen Zeitraum bis
zur vollen Steuerpflicht der Renten führen,
zum anderen würde es dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes nur ungenü-
gend gerecht werden.9 An dieser Stelle wird
daher ein Kompromiss zwischen den mög-
lichen Lösungen gesucht. Während Tabelle1
die Maßnahmen zusammenfasst10, enthalten
die Tabellen 2 und 3 die resultierenden kon-
kreten Sätze zur Steuerfreistellung der Bei-
träge bzw. zur Steuerpflicht der Renten. 
Vorgeschlagen werden zwei verschiedene Ansätze, die sich
in der Höhe der Eingangssteuerpflicht der Renten unter-
scheiden (65 bzw. 50%). Davon abhängig dauert ausgehend
vom Jahr 2005 die Phase bis zur vollständigen Besteuerung
35 bzw. 40 Jahre. Im ersten Fall nimmt die Steuerpflicht
pro Jahr um einen Prozentpunkt zu, im zweiten Fall zunächst
fünf Jahre um 3 Prozentpunkte pro Jahr, danach 35 Jahre
um jeweils einen Prozentpunkt. Dementsprechend wird bei
Ansatz 1 gleich der volle Versorgungsfreibetrag (40% des
steuerpflichtigen Rentenanteils, maximal 3 100 p jährlich)
gewährt, beim Ansatz 2 zunächst zu ca. 3/4und erst ab 2010
in vollem Umfang wie bei den Beamtenpensionen.11Der Ver-
sorgungsfreibetrag soll dynamisiert werden, diese Dynami-
19
Abb. 7
  Tab. 1
  Maßnahmen zur Änderung der Besteuerung der Renten aus der GRV und zur Steuerfreistellung der Beiträge zur gRV
Betroffener Personenkreis Maßnahmen
Rentenbestand und Rentenzugang Altersrente ab 2005 zwischen 50 und 65% steuerpflichtig,
Versorgungsfreibetrag für Rentner einführen (40% des steuerpflichtigen Rententeils,
eventuell zunächst maximal 2300 € jährlich, sobald 65% Besteuerung erreicht wird,
Obergrenze auf 3100 € (sofern 2005 65% Besteuerung) bzw. 3300 € (sofern erst 2010
65%),
Versorgungsfreibetrag dynamisieren analog GRV-Renten
Nur Rentenzugang Rentenbesteuerung bis 2040 (oder 2045) auf 100% anheben
Nur Beitragszahler Steuerfreistellung des Arbeitnehmerbeitrages zur GRV auf 100% innerhalb von 10 Jah-
ren (vorübergehende Wahlmöglichkeit zwischen altem und neuem Recht)
9 Das Bundesverfassungsgericht weist ausdrücklich darauf hin, dass »ge-
neralisierende, typisierende, pauschalierende Regelungen« zulässig und
demzufolge Härten hinzunehmen sind (vgl. BVerfG 2002, Ziffer 218). Dies
muss nicht ausschließen, dass Sonderregelungen für einige Gruppen, z.B.
Selbständige, sinnvoll sein können (vgl. Brall et al. 2002, S. 435).
10 Hier werden nur die generellen Prinzipien dargelegt, Sonderregelungen
sind nicht enthalten. 
11 Eventuell wäre im Hinblick auf die Betriebsrenten auch hier eine Über-
gangsregelung möglich.Forschungsergebnisse
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sierung könnte in Anlehnung an die jährlichen Zuwächse bei
den GRV-Renten erfolgen.12 Es wird davon ausgegangen,
dass ab 2005 bzw. 2010 der zu versteuernde Anteil bzgl.
der Rente grundsätzlich mindestens 65% beträgt. Der dar-
über liegende individuelle steuerpflichtige Rentenanteil be-
stimmt sich im Regelfall nach dem Jahr der
Rentenfestsetzung bzw. des erstmaligen
Rentenbezugs und bleibt danach konstant,
d.h. er korreliert für Altersrenten mit der Län-
ge und dem Umfang der Steuerfreistellung
der Beiträge.13
Für die Steuerfreistellung der Beiträge wird
zum einen der weitgehend mit den Vor-
schlägen bei der Steuerpflicht der Renten
abgestimmte Zeitraum vereinbart, d.h. es
wird ein Zeitraum bis 2014 vorgesehen. Ein
moderater – d.h. auch für den Staat »preis-
werterer« – Ansatz mit einem längeren Zeit-
raum bis zur vollständigen Steuerfreiheit wird
ebenfalls ausgewiesen. Das bisher bzgl. der
Steuerfreistellung der Arbeitnehmerbeiträ-
ge zur GRV geltende Recht kann im Einzel-
fall vorübergehend besser als die vorge-
schlagene Maßnahme sein, daher sollte ei-
ne zeitlich begrenzte Wahlmöglichkeit zwi-
schen altem und neuem Recht vorgesehen
werden. Auf diese Weise würden komplizierte
Regelungen vermieden und zugleich den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts
Rechnung getragen. 
Viele Vorhaben, die die Bundesregierung auf
den Weg bringen will, sind unter einem Fi-
nanzierungsvorbehalt zu sehen bzw. gesetzt
worden. Dies kann für die hier vorgesehenen
Maßnahmen nicht gelten. Das Bundesver-
fassungsgericht hat den Gesetzgeber ver-
pflichtet, bzgl. der unterschiedlichen Be-
steuerung von Renten und Pensionen tätig
zu werden und eine mit dem Verfassungs-
gerichtsurteil übereinstimmende Regelung
zu verabschieden, die spätestens zum 1. Ja-
nuar 2005 in Kraft treten muss. Da system-
konform die Steuerfreistellung der Arbeit-
nehmerbeiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung der Steuerpflicht der Renten
voraus geht, muss grundsätzlich davon aus-
gegangen werden, dass zunächst die Ein-
nahmenausfälle bei der Einkommensteuer
deutlich höher als die Einnahmenzuwächse
sind. Insoweit stellt die Umsetzung des
Bundesverfassungsgerichtsurteils eine zu-
20
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Zur unterschiedlichen Behandlung von Rentenbestand und Rentenzu-
gang bei der Steuerpflicht vgl. die Bemerkungen im Text.
12 Denkbar wäre auch eine Koppelung an die Inflationsrate.
13 Durch die verschiedenen Steuerfreibeträge werden aus gegenwärtiger
Sicht Durchschnittsrentner de facto weiterhin auf die Rente keine Steuer
zahlen müssen, weitere steuerpflichtige Einnahmen werden unter Um-
ständen jedoch stärker besteuert. Während der VDR in der üblichen Ren-
tendiskussion sehr stark den Eckrentner in den Vordergrund stellt (z.B.
beim Rentenniveau), wird von Brall et al. (2002, S. 433 f.) wiederholt mit
einem »Maximalrentner« (Rentner mit hoher GRV-Rente und hoher Be-
triebsrente) argumentiert. 55. Jahrgang – ifo Schnelldienst 19/2002
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sätzliche Belastung für den Bundeshaushalt in Milliarden-
höhe dar, die aber nicht zu vermeiden ist. Durch die Stre-
ckung der Einführung der Steuerfreiheit werden die jährlichen
Einnahmenausfälle in Grenzen gehalten. Sobald die volle
Steuerfreiheit der Beiträge erreicht ist, geht die Belastung
des Staatshaushaltes zurück. Eine stärkere Überlappung
der Phase bis zur vollen Steuerfreiheit der Beiträge und der
Phase bis zur vollen Steuerpflicht der Renten könnte aus fis-
kalischen Gründen wünschenswert sein. Sie würde jedoch
konsequenterweise dazu führen, dass die volle Steuerpflicht
der Renten erst später als oben vorgesehen einsetzen darf.
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  Tab. 3:
  Steuerfreistellung des Arbeitnehmeranteils zur GRV
Steuerfreistellung in %
des Arbeitnehmeranteils
Jahr Systemadäquater Ansatz Moderater Ansatz
2005
2006
2007
2008
2009
2010
2011
2012
2013
2014
2015
2016
2017
2018
2019
2020
2021
2022
2023
2024
2025
10
20
30
40
50
60
70
80
90
100
100
100
100
100
100
100
100
100
100
100
100
5
10
15
20
25
30
35
40
45
50
55
60
65
70
75
80
85
90
95
100
100